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in regelmäßigen Abständen über die Lage an den 
Schulen beraten und dazu die notwendigen Beschlüsse 
fassen.

§ 34
(1) Die Abteilungen Volksbildung bei den Räten der 

Bezirke und Kreise haben in Verbindung mit den Plan­
kommissionen für den Schulbau langfristige Perspektiv­
pläne aufzustellen. Die Räte der Bezirke sind dafür 
verantwortlich, daß die Wohnbauprogramme mit den 
Investitionsplänen der Abteilungen Volksbildung ab­
gestimmt werden. Die beim Bau von Wohnungen not­
wendigen Schulbauten sind in den Investitionsplänen 
zu berücksichtigen.

(2) Wohnbauprogramme sind in Zukunft von den zu­
ständigen staatlichen Stellen nur dann zu bestätigen, 
wenn die entsprechenden Mittel für die mit diesem 
Programm verbundenen Schulbauten bereitgestellt und 
der Bau der Schulen, der im direkten Zusammenhang 
mit dem Bau der Wohnungen steht, gesichert 1st.

(3) Für die volle Entfaltung der Initiative und Mit­
hilfe unserer Bevölkerung bei dem Bau von Schulen, 
bei ihrer Instandhaltung und bei der Verbesserung der 
schulischen Einrichtungen, bei der Anlage von Sport­
plätzen und bei der Schaffung von Pionierzimmern sind 
die örtlichen Reserven voll auszuschöpfen. Die Räte der 
Städte und Gemeinden müssen es als ihre Aufgabe be­
trachten, die örtliche Initiative zu mobilisieren und die 
Bereitschaft der Bevölkerung zur Mitarbeit mit allen 
Kräften zu unterstützen.

§ 35
(1) Die Direktoren und Leiter von Schulen sind ver­

pflichtet, einen Raum- und Lehrmittelbedarfsplan für 
ihre Schule aufzustellen. Er soll die benötigten Labo­
ratorien, Kabinette, Bibliotheken und sonstigen 
Spezialräume enthalten. Für die Aufstellung dieser 
Pläne gibt das Ministerium für Volksbildung bis zum
1. Juli 1954 Normen heraus.

(2) Die Räte der Bezirke, Kreise und Städte haben 
die Haushaltsmittel für die Schulen so zu verteilen, daß 
die Rückstände in der Versorgung und Ausstattung 
bestimmter Schulen beseitigt werden.

(3) Für die Planung der Lehrmittelbeschaffung ist 
von dem Grundausstattungsplan der Schulen auszu­
gehen.

(4) Zur Sicherung der Finanzierung der Aufgaben der 
Schulen und der Erfüllung der Pläne ist es erforderlich, 
daß die Schulleiter die Haushaltspläne unverzüglich 
nach ihrer Bestätigung ausgehändigt erhalten und für 
deren Bewirtschaftung voll verantwortlich sind. Nur 
bei Inangriffnahme besonderer Aufgaben, wie größerer 
Instandsetzungen und Beschaffungen, ist die vorherige 
Zustimmung des Bürgermeisters oder der Schulverwal­
tung erforderlich.

(5) Die Schulleiter haben das Recht, Bestellungen im 
Rahmen der Mittel des Haushaltsplanes aufzugeben. 
Die Lehrmittel für Schulen sind beim volkseigenen 
Verlag Volk und Wissen sofort nach Bestätigung des 
Haushaltsplanes für das gesamte Jahr zu besteuern

(6) Die Organe für Volksbildung und der Finanzen 
haben für die zügige Bereitstellung von Mitteln, ins­
besondere für die sofortige Bezahlung der Rechnungen 
des volkseigenen Verlages Volk und Wissen ZU sorgen.

§ 36
Da? Ministerium für Volksbildung und das Ministe­

rium des Innern müssen dafür sorgen, daß für den

gesamten Unterricht der allgemeinbildenden Schulen 
staatliche oder durch langfristige, feste Nutzungs­
verträge gesicherte Räume zur Verfügung stehen.

§ 37
Das Ministerium für Handel und Versorgung wird 

beauftragt, in Verbindung mit dem Ministerium für 
Volksbildung dem Ministerrat bis zum i. August 1954 
eine Verordnung über die Durchführung der Schul­
speisung für Kinder berufstätiger Mütter und für Fahr­
schüler, die zu Hause kein warmes Mittagessen ein­
nehmen können, vorzulegen. Es ist vorzusehen, daß 
diese Kinder ein vollwertiges Mittagessen gegen Be­
zahlung erhalten. An Stelle der Einrichtung eines be­
sonderen Werkküchenessens sind die Lehrer zur Teil­
nahme an der Schulspeisung berechtigt. Darüber hinaus 
wird der staatlichen Handelsorganisation und dem 
Konsum empfohlen, in größeren Schulen Kioske zum 
Verkauf von Milch, Brötchen, Erfrischungen usw. ein­
zurichten.

§ 38
Die Räte der Bezirke, Kreise und Gemeinden werden 

beauftragt, die materiellen Voraussetzungen für den 
ordnungsgemäßen Unterricht im Fach Körpererziehung 
und für den außerschulischen Sport zu schaffen. Alle 
Möglichkeiten für das Anlegen behelfsmäßiger Sport­
plätze sind auszunutzen. Wo Turnhallen fehlen, sind 
Säle und andere Räume zur Verfügung zu stellen.

§ 39
(1) Das Ministerium für Volksbildung wird beauf­

tragt, bis zum 30. April 1954 die Gewährung der Unter­
haltsbeihilfen an Oberschüler neu zu regeln.

(2) Dabei ist von folgenden Grundsätzen auszugehen:
a) Die Direktoren der Schulen, die Kreis- und Be­

zirkskommissionen tragen für die richtige Ver­
teilung der Beihilfen die volle Verantwortung.

b) Die Räte der Bezirke müssen die im Haushalts­
plan vorgesehenen Mittel für Unterhaltsbeihilfen 
den einzelnen Schulen entsprechend der Zahl der 
Arbeiter- und Bauernkinder zuteilen.

c) Die für die Gewährung von Unterhaltsbeihilfen 
an Arbeiter- und Bauernkinder gültige Ein­
kommensgrenze wird heraufgesetzt.

d) Die Unterhaltsbeihilfen werden in drei Stufen zu 
25 DM, 45 DM und 60 DM gezahlt. Die Festlegung 
eines Prozentsatzes für die drei Kategorien wird 
aufgehoben.

§ 40
(1) Zur Verbesserung des Gesundheitszustandes der 

Lehrer und Erzieher sind vom Ministerium für Volks­
bildung mit dem Ministerium für Gesundheitswesen 
Vereinbarungen zu treffen, daß über die Reihenunter­
suchungen hinaus jährlich Volluntersuchungen durch­
geführt werden.

(2) Die Zahl der Heil- und 'Genesungskuren ist zu er­
höhen. Besonders erholungsbedürftigen Lehrern und 
Erziehern ist im Rahmen des vorbeugenden Gesund­
heitsschutzes Sonderurlaub zu gewähren. Dabei sollen 
Lehrerinnen mit Kindern besonders berücksichtigt 
werden.

§ 41
(1) Zur Verbesserung der Wohnverhältnisse der 

Lehrer und Erzieher werden die Räte der Kreise und 
Bezirke verpflichtet, im Verteilerschlüssel zur Wohn­
raumlenkung eine angemessene Zahl von Wohnungen 
für Lehrer und Erzieher vorzusehen. Bei der Ver­
teilung von Neubauwohnungen sind die Lehrer zu be­
rücksichtigen.


